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Zusammenfassung

Nach einer Auflistung der Konstruktionsmängel des derzeitigen Finan-
zierungssystems (Kapitel 1) werden ausführlich die finanztheoreti-
schen Unterschiede zwischen Steuer- und Beitragsfinanzierung analy-
siert, um die Grundlagen für die Prämisse zu erarbeiten, daß Finan-
zierungsstrukturen ihren Ausgabenzwecken entsprechen müssen
(Kapitel 2). Aus der spezifischen Risikostruktur der Arbeitslosigkeit
und den Funktionen der Arbeitsmarktpolitik wird dann die Notwendig-
keit einer Mischfinanzierung der Arbeitsmarktpolitik abgeleitet
(Kapitel 3). Abschließend wird das Modell eines regelgebundenen und
steuertinanzierten Bundeszuschusses an die Bundesanstalt für Arbeit
näher erläutert und begründet (Kapitel 4 und 5).

Das hier vorgeschlagene Finanzierungsmodell geht von folgenden Prä-
missen aus: Für alle Arbeitslosen ist unabhängig von ihrem Status als
Beitragszahler eine Grundsicherung mindestens in Höhe des Sozial-
hilfeniveaus zu gewährleisten. Mit diesem Vorschlag wird die Grund-
sicherung - gegenüber Vorschlägen einer erwerbsunabhängigen Grund-
sicherung - stärker in die "erwerbszentrierte soziale Sicherung"
integriert. Er bedeutet somit einen Ausbau und keine radikale Reform
des bestehenden Systems der sozialen Sicherung.

Damit steigt freilich die Bedeutung der aktiven Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik, für die geeignete Finanzierungsstrukturen zu
entwickeln sind. Der regelgebundene und steuerfinanzierte Zuschuß an
die Bundesanstalt für Arbeit entspricht auch dieser Voraussetzung,
indem er einen institutionellen Anreiz für aktive Arbeitsmarkt- und
Beschäftigungspolitik schafft. Außerdem werden die Gemeinden von
Sozialhilfekosten und die Unternehmen sowie Arbeitnehmer von Bei-
tragszahlungen entlastet, was beschäftigungspolitisch ebenfalls gün-
stige Auswirkungen hat. Schließlich vermeidet oder vermindert diese
Finanzierungsreform die negativen Auswirkungen langanhaltender hoher
Arbeitslosigkeit auf andere soziale Sicherungsträger, insbesondere
auf die Rentenversicherung.
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Abstract

After an enumeration of the deficiencies of the present System of
financing labour market policy (chapter 1), the differences between
general revenues and earmarked contributions (for payroll taxes) are
analyzed in order to support the proposition that financing
structures have to correspond to expenditure objectives (chapter 2).
The necessity of a mixed financing structure is then derived trom the
specific risk structure of unemployment and the functions of labour
market policy (chapter 3). Finally, the model of a regulär and tax
financed grant of the federal government to the Federal Employment
Institute (Bundesanstalt für Arbeit) is explained in detail, and
reasons for this financial reform are developed (chapters 4 and 5).

The model is based on the following premises: All unemployees, in-
dependent of their Status as contributors to the unemployment in-
surance System, shall receive a basic benefit at least at the level
of social assistance (Sozialhilfe). In contrast to proposals to
introduce a general guaranteed minimum income or "social dividend"
independent of employment Status, this model integrates the
guaranteed minimum income into the "employment centered" social
security System. It involves, therefore, an extension and not a
radical reform of the present System of social security.

With this proposal, however, the importance of active labour market
and employment policy increases, for which suitable financing struc-
tures have to be created. A regulär and tax financed grant to the
Federal Employment Institute meets this requirement by providing an
institutional incentive towards active policies. Furthermore, the
municipalities are relieved from costs of social assistance and
employers as well as employees from contributions (payroll taxes),
which will also have favourable employment effects. Finally, the
proposal of financial reform prevents or reduces the negative
consequences of long-term high unemployment for other social security
institutions, especially for the pension schemes.
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1. EINFÜHRUNG*'

Gegenwärtig werden in der Bundesrepublik sowohl das Arbeitslosengeld

als auch die Arbeitsförderungsmaßnahmen aus den Beiträgen an die Bun-

desanstalt für Arbeit finanziert. Für auftretende Defizite haftet der

Bund. Nur die "originäre Arbeitslosenhilfe" und (seit 1981) die eben-

falls bedürftigkeitsgeprüfte "Anschluß-Arbeitslosenhilfe" werden aus

dem Bundeshaushalt, also über Steuern oder Kredite finanziert. Ange-

sichts der im vergangenen Jahrzehnt immer wieder aufgetretenen Finan-

zierungsprobleme der Bundesanstalt für Arbeit stellt sich die Frage,

ob\iie Finanzierung langanhaltender Massenarbeitslosigkeit sowie ganz

verschiedener Aufgaben der Arbeitsmarktpolitik - von Lohnersatzlei-

stungen und diversen Arbeitsförderungsmaßnahmen - aus einem gemein-

samen und überwiegend aus Beiträgen gespeisten Fonds sinnvoll ist.

Auf Konstruktionsmängel des jetzigen Finanzierungssystems wurde schon

von verschiedenen Seiten aufmerksam gemacht. In kurzen Zügen sollen

sie noch einmal in Erinnerung gerufen werden:

- Erstens ist eine zunehmende Ausgrenzung von Arbeitslosen aus dem
Leistungsbezug der regulären Arbeitslosenversicherung (Arbeits-
losengeld) und eine Unterversorgung vieler Arbeitsloser selbst bei
andauerndem Arbeitslosenhilfeanspruch zu beobachten. Eine zuneh-
mende Zahl von Arbeitslosen ist auf das letzte Netz der sozialen
Sicherung, die Sozialhilfe, verwiesen (die empirischen Evidenzen
zusammenfassend vgl. BÜCHTEMANN 1985). So positiv diese letzte
Sicherung, auf die ein Rechtsanspruch besteht, im Vergleich etwa
zur großen Krise Anfang der dreißiger Jahre zu beurteilen ist, für
eine wachsende Anzahl von Betroffenen gewährleistet sie - nach
heutigen Maßstäben - auf Dauer kein menschenwürdiges Leben (BALSEN
u.a. 1984, BRINKMANN 1985, HAUSER u.a. 1985). Auch beschäftigungs-
politisch ist diese Entwicklung mehr als unbefriedigend: Da die
Gemeinden die Kosten für die Sozialhilfe zu tragen haben, schränkt
diese Ausgrenzung der Arbeitslosen zunehmend die öffentlichen
Investitionen ein, die überwiegend von den Gemeinden getragen
werden (KARRENBERG/MÜNSTERMANN 1985). Auf Grund der Abschwächung
der Konsumnachfrage wird auch die konjunkturelle Stabilisierungs-
funktion der Arbeitsmarktfinanzen beeinträchtigt, und die Mängel
sozialer Sicherung bei langandauernder Arbeitslosigkeit haben ne-
gative Rückwirkungen auf andere Träger der sozialen Sicherung
(KRUPP 1985).

Ich danke Christoph Büchtemann, Gert Bruche, Margarete Landen-
berger, Egon Matzner, Bernd Reissert, Klaus Semlinger, Fritz
Scharpf, Ronald Schettkat und Stephan Leibfried für kritische und
hilfreiche Hinweise früherer Fassungen. Freilich konnte ich nicht
alle kritischen Einwände befriedigend beantworten.
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Zweitens sind stabilitätspolitisch fragwürdige Schwankungen der
Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik zu verzeichnen, die kurz-
fristigen Gesichtspunkten der Haushaltskonsolidierung oder rasch
wechselnden politischen Interessenkonstellationen entspringen. Da
in der Bundesrepublik sowohl das Arbeitslosengeld als auch die
Arbeitsförderungsmaßnahmen aus den Beiträgen an die Bundesanstalt
für Arbeit finanziert werden, besteht ein Konkurrenzverhältnis
zwischen beiden: mit wachsender Arbeitslosigkeit steigen die
Kosten der Arbeitslosigkeit und mindern die Finanzierungsspiel-
räume präventiver oder problemgruppenbezogener Arbeitsmarktpoli-
tik. Nach anfänglich antizyklischem Verlauf der Ausgaben, die aus
vorhandenen Rücklagen oder durch die Zuschüsse des Bundes (infolge
der Defizithaftung) finanziert werden, zeigt das Ausgabeverhalten
prozyklische Reaktionen, die zum Paradox von Überschüssen der Bun-
desanstalt bei hoher oder gar weiter steigender Arbeitslosigkeit
führen (BOSCH 1984 und in diesem Band). Die Stop-and-Go-Politik
verunsichert darüber hinaus Arbeitsverwaltung, Betriebe und
Arbeitnehmer und trägt zum Effizienzverlust aktiver Arbeitsmarkt-
politik bei, der wiederum Anlaß für weitere Kürzungen der finan-
ziellen Spielräume sein kann (SCHMID 1982:47, BRUCHE/REISSERT
1985:130 f).

Drittens ist ein zunehmender Eingriff des Bundes in die Selbstver-
waltungsautonomie der Bundesanstalt für Arbeit zu beobachten, weil
Konsolidierungsgesichtspunkte des Staatshaushaltes zeitweise abso-
lute Priorität erlangten. Die Devise, "wo Defizite entstehen, müs-
sen sie auch beseitigt werden", mag aus der Sicht einzelner Haus-
halte rational sein, vernachlässigt aber die vielfältigen Interde-
pendenzen öffentlicher und privater Haushalte. Aus gesamtgesell-
schaftlicher Perspektive kann sie irrational werden. Der fiska-
lisch motivierte Eingriff von oben pflanzt sich in der Arbeitsver-
waltung sozusagen nach unten fort und schwächt die Flexibilität
und den Handlungsspielraum regionaler und lokaler Instanzen
(MERTENS 1981, BRUCHE/REISSERT 1985:63ff.).

Viertens sind Mängel in der regionalen, sektoralen und sozialen
Zielgenauigkeit des Instrumentariums der Arbeitsförderungspolitik
zu beobachten, zum Beispiel eine Konzentration der Mittel aktiver
Arbeitsmarktpolitik auf Regionen, deren Arbeitsmarktlage verhält-
nismäßig günstig ist (HARDES 1983, BRUCHE/REISSERT 1985:147f.),
oder eine Unterrepräsentation bestimmter Problemgruppen wie ar-
beitslose Frauen (WEITZEL 1983).

Fünftens ergeben sich Inkongruenzen von Haushaltsbelastungen durch
Arbeitslosigkeit und pöTentiellen Haushaltsentlastungen durch
Arbeitsmarktpolitik, die Ursachen für mangelnde Initiative an sich
sinnvoller arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitischer Maßnahmen
sein können. Analysen der finanziellen Belastungen und Entlastun-
gen der öffentlichen Haushalte und der Sozialversicherungsträger
für verschiedene Maßnahmebereiche zeigen, daß vor allem bei den
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (neben den öffentlichen Investi-
tionen) eine deutliche Inkongruenz besteht: Die Programm-Aufwen-
dungen der Gemeinden, welche die wichtigsten Träger dieser Maßnah-
men sind und von deren Initiative ihr Erfolg maßgeblich abhängt,
werden nur in relativ geringem Maße durch Haushaltsentlastungen
ausgeglichen (BRUCHE/REISSERT 1985:132 f.)
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Von dieser Diagnose ausgehend läßt sich die Frage präzisieren: Kann

eine Änderung des Finanzierungsmodus der Arbeitsmarktpolitik diese

Konstruktionsmängel beseitigen oder mildern? Das betrifft vor allem

die Frage, ob und in welchem Umfang der finanzielle Aufwand durch

allgemeine Steuermittel oder durch Beiträge gedeckt werden soll. Daß

die Finanzierungsweise von Bedeutung sei, wird von vielen verneint,

und es wird auch oft die Meinung vertreten, daß es sich nicht um ein

Finanzierungsproblem, sondern um eine Frage des "politischen Willens"

handle. So schreibt z.B. Hartmut Seifert in einem vor kurzem erschie-

nenen Aufsatz der WSI-Mitteilungen: "Auch finanztheoretisch besteht

dem Prinzip nach kein Unterschied zwischen Beitrags- und Steuerfinan-

zierung. Beide Finanzierungsarten sind an die Funktionsgesetzlichkei-

ten und Organisationsprinzipien des Steuerstaates gebunden, die sich

bei konjunkturellen Einbrüchen in den bekannten Finanzierungsproble-

men äußern. Deshalb kann eine Umstellung des Finanzierungsmodus auch

nicht grundsätzliche Konstruktionsprobleme der Arbeitsmarktpolitik

überspielen." (SEIFERT 1984:566).

Ich möchte im folgenden die These begründen, daß es finanztheoretisch

durchaus bedeutende Unterschiede zwischen Beitrags- und Steuerfinan-

zierung gibt und daß neben einer Verstärkung zweckspezifischer Fonds-

finanzierung nicht eine defizithaftende, sondern eine regelgebundene

steuerliche Mitfinanzierung der Arbeitsmarktpolitik anzustreben ist.

Steuern sollen also konstitutiver Bestandteil der Finanzierung der

Arbeitsmarktpolitik werden, sozusagen das zweite Standbein neben der

Beitragsfinanzierung mit Fondsbildung (Rücklagen).

Diese These folgt aus der finanztheoretischen Prämisse, daß die Art

der Finanzierung dem jeweiligen Ausgabenzweck entsprechen muß. Da

Arbeitslosigkeit ein nur beschränkt versicherbares Risiko ist und da

ein Teil der Arbeitsförderungsmaßnahmen Struktur- und verteilungspo-

litischen Zielen dient, die zum Aufgabenbereich des Staates gehören,

müssen die Anteile zur Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik in syste-

matischerer Weise als bisher geregelt werden. Ein regelgebundener und

funktional begründeter Bundeszuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit

widerspricht nicht dem Äquivalenzprinzip der Arbeitslosenversiche-
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rung; vielmehr stärkt er dieses Prinzip, indem versicherungsfremde

Leistungen über Steuern und damit nach dem Prinzip der Leistungsfä-

higkeit aller Bürger finanziert werden.

Die Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik würde durch diese Finanzie-

rungsreform an Transparenz, Legitimität und Stabilität gewinnen: für

alle Arbeitslose wäre eine Grundsicherung mindestens auf dem Sozial-

hilfeniveau gewährleistet; die Finanzierungsstrukturen entsprächen

besser den beschäftigungspolitischen Zuständigkeiten und würden den

Anreiz für eine aktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik an-

stelle einer passiven Hinnahme der Arbeitslosigkeit verstärken;

schließlich würden sich die negativen Auswirkungen langanhaltender

hoher Arbeitslosigkeit auf andere Träger der sozialen Sicherung, ins-

besondere der Rentenversicherung, vermindern.

Sicherlich ist der "politische Wille" notwendige Voraussetzung zur

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Er ist jedoch nicht hinreichend und

bedarf einer Unterstützung durch geeignete institutionelle Strukturen

der Finanzierung, die eine eigengesetzliche Steuerungswirkung aus-

üben. Auch Strukturen, die "ungeplant steuern", bedürfen der politi-

schen Legitimation. Sie sind wichtige Vorentscheidungen in Situa-

tionen großer Ungewißheit, d.h., sie legen sozusagen die Strategie

zur Lösung von Problemen fest, die im einzelnen nicht vorauszusehen

sind.

Im folgenden werden die finanztheoretischen Unterschiede zwischen

Steuer- und Beitragsfinanzierung analysiert, um die Grundlagen für

die Prämisse zu erarbeiten, daß Finanzierungsstrukturen ihren Ausga-

benzwecken entsprechen müssen. Aus der Risikostruktur der Arbeits-

losigkeit und den Funktionen der Arbeitsmarktpolitik wird dann die

Notwendigkeit einer Mischfinanzierung der Arbeitsmarktpolitik abge-

leitet. Im Anschluß daran wird das Modell eines regelgebundenen Bun-

deszuschusses an die Bundesanstalt für Arbeit näher erläutert und

beoründet.
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2. FINANZTHEORETISCHE UNTERSCHIEDE ZWISCHEN BEITRAGS- UND

STEUERFINANZIERTEN SYSTEMEN

2.1 Allgemeine Wirkungsbedingungen beitrags- und

steuerfinanzierter Systeme

Zunächst ist nach der wirtschaftlich und politisch unterschiedlichen

Bedeutung von Beitrags- und Steuerfinanzierung und deren Folgen für

die Zahlungsbereitschaft zu fragen (vgl. Übersicht 1). Beitrags- und

steuerfinanzierte Systeme der sozialen Sicherung (und damit auch der

Arbeitsmarktpolitik) unterscheiden sich vor allem dadurch, daß bei-

tragsfinanzierte Systeme dem Prinzip der zweckgebundenen "Umlagefi-

nanzierung" und mehr oder weniger dem "Äquivalenzprinzip", d.h. einer

direkten Kopplung von Abgaben und Leistungen folgen. Während bei

privaten Versicherungen (z.B. private Lebens- und Krankenversicherun-

gen) die Beiträge dem Erwartungswert der Leistungen für den indivi-

duellen Versicherungsnehmer entsprechen, ist bei der Sozialversiche-

rung - dazu zählen auch die Beiträge an die Bundesanstalt für Ar-

beit - die Entsprechung zwischen Beiträgen und Leistungen mehr oder

weniger durch Solidarprinzipien durchbrochen, ein Minimum an Äquiva-

lenz (zumindest gruppenspezifische Kostenäquivalenz) ist jedoch immer

gegeben (u.a. ZIMMERMANN/HENKE 1985:159 ff.). Wegen dieser Kopplung

von Beiträgen und Leistungen ist bei beitragsfinanzierten Systemen

eine höhere Zahlungsbereitschaft zu erwarten (PFAFF/SCHNEIDER 1980,

SCHMÄHL 1982). Transferzahlungen, die auf erheblichen eigenen Vorlei-

stungen beruhen, genießen in der Regel auch einen starken Eigentums-

schutz (SCHMÄHL 1982:289, zur notwendigen Relativierung vgl. jedoch

NELL-BREUNING 1985) und sind darum in geringerem Maße kurzfristigen

politischen Kalkülen unterworfen als steuerfinanzierte Transferzah-

lungen. Auch dieser Sachverhalt trägt zur größeren Transparenz und

Sicherheit und entsprechend zur größeren Zahlungsbereitschaft bei.
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Übersicht 1: Die wirtschaftlich und politisch unterschiedliche Bedeutung von
beitrags- und steuerfinanzierten Systemen sozialer Sicherung und ihre
Folgen für die Zahlungsbereitschaft

Wirkungen
auf

Gesamt-
wirtschaft

Verwendungs-
art

temporäre
Einkommens-
Verwendung

intertemporäre
Einkommens-
verwendung

Eigentums-
schutz

Zahlungs-
bereit-
schaft

beitragsfinanzierte
Systeme

Steuerfinanzierte
Systeme

Einkommensübertragungen
von Haushalten oder
Unternehmen an Staat und
Parafisci
("negative Transfers")

Zweckbindung in der Regel keine
Zweckbindung
("Non-Affektation"),
darum Konkurrenz mit
anderen Ausgaben-
titeln

temporäre Minderung
des verfügbaren
Einkommens

keine oder
nur beschränkte inter-
temporäre Minderung
des verfügbaren Ein-
kommens wegen Äquiva-
lenzprinzip* )

aufgrund von Vorlei-
stungen und äquivalenter
Gegenleistungen hoher
"Eigentumsschutz"

höhere Zahlungsbereit-
schaft wegen quid-pro-
quo-Verhältnis von
Zahlung und potentiellem
Leistungsanspruch
(Äquivalenz)

intertemporäre Minderung
des verfügbaren Einkommens
wegen Non-Affektations-
prinzip möglich

Leistungen nicht von
Vorleistungen abhängig
und politischen, insbe-
sondere haushaltspoli-
tischen Kalkülen
unterworfen

geringere Zahlungsbereit-
schaft wegen Brechung
oder Unvergleichbarkeit
bzw. Intransparenz
von Zahlung und Leistung

') Intertemporäre Minderung des individuell verfügbaren Einkommens möglich,
Beitragssätze nicht risikobezogen (Solidarprinzip) .
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Um zu rationalen Entscheidungsregeln zwischen beitrags- und steuerfi-

nanzierten Systemen zu gelangen, müssen auch die ökonomischen Voraus-

setzungen beider Finanzierungsarten geprüft werden (vgl. Über-

sicht 2). In diesem Zusammenhang ist zusammenfassend festzuhalten,

daß beitrags- wie steuerfinanzierte Systeme ökonomische Stabilität,

Preisniveaustabilität und gleichgewichtiges Bevölkerungswachstum

voraussetzen, um auf Dauer funktionsfähig zu sein. In dieser Hinsicht

unterscheiden sich beide Finanzierungsmodalitäten kaum. Beitragsfi-

nanzierte Systeme sind jedoch - da in der Regel lohnsummenbezogen -

konjunkturreagibler und weniger in der Lage, langanhaltende ökonomi-

sche Einbrüche zu überstehen. Bei Überschüssen tendieren sie dagegen

zu freigiebigen Leistungserhöhungen, die in konjunkturell schlechte-

ren Zeiten wieder Ursache defizitärer Tendenzen sein können

(BRUCHE/REISSERT 1985:129). Steuerfinanzierte Systeme sind zwar in

der Regel weniger konjunkturreagibel, dafür ist jedoch die Gefahr

größer, daß die durch sie finanzierten Leistungen auf Grund von Ein-

nahmeschwankungen und Haushaltsdefiziten rascher politischen Kalkülen

unterworfen und Leistungsansprüche kurzfristigen fiskalischen Konso-

lidierungsgesichtspunkten geopfert werden.



- 8 -

Übersicht 2: Ökonomische Voraussetzungen beitrags- und steuerfinanzierter Systeme
der sozialen Sicherung

ökonomische
Voraussetzung

ökonomische
Stabilität

Geldwert-
stabilität

Stabile
Entwicklung
der Wohn-
oder Erwerbs-
bevölkerung

beitragsfinanzierte
Systeme

Nur das laufende

steuerfinanzierte
Systeme

Volkseinkommen Quelle zur
Finanzierung
transfers

Beschränkte Ausgleichs-
möglichkeiten von kon-
junkturell bedingten
-Ungleichgewichten zwi-
schen Beiträgen und Lei-
stungen durch Rücklagen-
bildung oder -auflösung.
Sonst Beitragsvariation
notwendig.

Stark konjunkturreagibel:
bei andauerndem Wachstum
Trend zu Überschüssen und
Tendenz zu freigiebigen
Lei stungserhöhungen;
bei andauernder Rezession
Trend zu Defiziten und
Gefahr der Unterversor-
gung von nicht (mehr)
Anspruchsberechtigten

Bei proportionalen Tarif-
systemen und relativ
niedrigen Beitragsbemes-
sungsgrenzen Tendenz zu
Defiziten bei Inflation;
außerdem Geldvermögens-
minderung und entspre-
chende Minderung der Ei-
genvorsorgemöglichkei ten

(Relevanz der Unte

"Generationenvertrag"
setzt stabile Bevölke-
rungsentwicklung voraus;
bei großen Schwankungen
Äquivalenzprinzip ge-
fährdet

(Rückwirkungen der .

von Sozial-

ungleichgewichte
durch Steuersatz-
variation oder
Geldschöpfung zu
beheben

Weniger konjunkturrea-
gibel. Bei Defiziten
jedoch Tendenz zu Lei-
stungsminderungen
anstelle von Steuer-
erhöhung oder Geld-
schöpfung wegen haus-
haltspolitischer Vor-
dringlichkeit fiskali-
scher Konsolidierung

Bei progressiven Steuer-
sätzen Tendenz zu Bela-
stungssteigerungen bei
Inflation und evtl.
Verletzung des Prinzips
der Belastung nach Lei-
stungsfähigkeit

'schiede unklar)

dito

jedoch weniger empfind-
lich, weil Umschich-
tungen möglich

Sozialversicherung auf Finan-
zierung der Arbeitsmarktpolitik von Bedeutung;
Pelevanz unterschiedlicher Finanzierungssysteme
jedoch unklar, d.h. Forschungslücke)
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2.2 Wirkungen beitrags- und steuerfinanzierter Systeme

Ob beitrags- oder steuerfinanzierte Systeme eine bessere und gerech-

tere Sicherung sozialer Risiken ermöglichen, hängt davon ab, welchen

Einfluß sie auf die Höhe des Volkseinkommens haben (allokative Wir-

kung) und wie sie den Umfang des Sozialaufwandes, insbesondere die

Häufigkeit der Inanspruchnahme beeinflussen (reflexive Wirkung bzw.

"moral hazard"-Problem), welchem Personenkreis sie soziale Sicherung

garantieren (distributive Wirkung) und wie das Verhältnis von Bela-

stung und sozialen Leistungen beschaffen ist (redistributive bzw.

umverteilende Wirkung); schließlich wäre auch noch nach den ordnungs-

politischen Wirkungen zu fragen, die ich hier jedoch ausklammere. Die

folgende Übersicht 3 faßt die Unterschiede von beitrags- und steuer-

finanzierten Systemen hinsichtlich ihrer - in der Theorie erwarteten

oder in der Empirie bestätigten - Wirkungen zusammen.

(a) Allokative Wirkungen

Die Wirkungen beitrags- und steuerfinanzierter Systeme auf Wachstum

oder Produktivität sind umstritten. Auch die Vermutung, daß lohnsum-

menbezogene Beiträge im Gegensatz zu wertschöpfungsbezogenen Beiträ-

gen beschäftigungshemmend bzw. rationalisierungsfördernd wirken, ist

umstritten. In der neueren Literatur wird überwiegend die Meinung

vertreten, daß die Umstellung auf wertschöpfungsbezogene Arbeitgeber-

beiträge weder eine größere Ergiebigkeit noch bedeutsame allokative

und redistributive Vorteile bringt (u.a. HENKE/SCHMÄHL/SCHELL-

HAASS 1984; KRUPP 1985, BRUCHE/REISSERT 1985).
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Obersicht 3: Vergleich der voraussichtlichen Wirkungen beitrags- und
steuerfinanzierter Systeme

Allokative
Wirkung

- Faktoreinsatz

- Sparen
Investitionen

Auswi t kungen
auf soziale
Tatbestände
(reflexive Wir-
kung oder "moral
hazard")

beitragsfinanzierte
Systeme

lohnsummenbezogene Bei-
träge in der Tendenz den
Faktor Arbeit stärker
belastend
Vor- und Nachteile wert-
schöpfungsbezogene r
Arbeitgeberbeiträge je-
doch umstritten (1)

Wirkung umstritten (2)
Beitragssysteme mit
Fondsbildung jedoch vor-
teilhafter als solche
ohne Fondsbildung

wegen quid-pro-quo
Beziehung (Äquivalenz)
"moral hazard" vermut-
lich kleiner; jedoch
nicht unumstritten, wenn
de facto schwache exit
oder voice Optionen

Steuerfinanzierte
Systeme

keine eindeutig erwartete
Wirkung

Wirkung umstritten (2)

wegen Nicht-Äquivalenz
"moral hazard" vermutlich
größer; jedoch nicht unum-
stritten, wenn Steuerver-
weigerung möglich

"Das 'moral hazard'-Verhalten nimmt ceteris paribus mit
steigendem Versicherungsgrad zu." (3) Relevanz für
Arbeitsmarktpolitik gering.

Distributive
Wirkung
(Umfang der Ri-
sikoversicherung)

auf Beitragszahler
beschränkt; tendenziell
höhere Risikosicherung
Tendenz zur Ausgliederung
in kritischen Situationen
('Mengenreaktion1 )

umfassender, weil nicht auf
Beitragszahler beschränkt;
tendenziell niedrigere
Risikosicherung
Tendenz zur Senkung des
Leistungsniveaus in kri-
tischen Situationen
('Preisreaktion1)

Redistributive
Wirkung (Umver-
teilung )
a) Finanzierungs-

seite

- temporal

- inter-
temporal

öberwälzungs-
folgen

b) Nettore-
distribution
(unter Einbe-
ziehung der
Ausgabenseite)

temporal wegen Beitragsbe-
messungs^renze und pro-
portionalen Tarifen
Ungleichheiten in Einkom-
mensverteilung einübend

Umverteilung zwischen
Generationen und von
Nichtbetroffenen zu Be-
troffenen findet statt;
weniger zwischen hohen
und niederen Einkommens-
beziehern

Arbeitgeber beitrage
werden mehr oder weniger
(auch auf Nichtbeitrags-
zahler ) überwälzt; Wir-
kung umstritten, jedoch:
"Die Uberwälzungseffekte
führen...nicht zur Auf-
hebung der Regressivität
der Sozialversicherungs-
beiträge ." ( 5 )

Vergleichende Wirkungen
unerforscht
für Arbeitsmarktpolitik
gilt vermutlich: Umver-
teilungswirkung bei Lohn-
ersatzleistungen zugun-
sten niedriger Einkommens-
bezieher wegen höherer
Risiken; bei aktiver Ar-
beitsmarktpolitik gegen-
läufige Tendenzen wegen
Ausgrenzung "versiche-
rungsfremder" Leistungen

temporal einkommensnivel-
lierend, je nachdem, ob
die progressiven Wirkungen
der direkten Steuern bedeu-
tender sind als die regres-
siven Wirkungen der in-
direkten Steuern; letztere
jedoch umstritten (laut
DIW proportional) (4)

dito

Wirkung unklar

I

dito

für Arbeitsmarktpolitik
gilt vermutlich: stärkere
Umverteilungswirkungen
bei aktiver Arbeitsmarkt-
politik durch Konzentration
der Maßnahmen auf Problem-
gruppen;
Umverteilungs-
wirkung bei Lohnersatz-
leistungen durch umfassen-
dere Deckung der Risiken,
wegen 'Preisreaktion'
jedoch abgeschwächt

(1) Die meisten Analysen kommen jedoch zum Ergebnis,
lohnsummenbezogener auf wertschöpfungsbezogene Be
Gesichtspunkt der Ergiebigkeit noch unter allokat
Gesichtspunkten vorteilhaft ist (BRUCHE/REISSERT
Bd. l:65ff.).

(2) Für eine zusammenfassende Literaturübersicht vgl. PFAFF/SCHNEIDER 1980:402f.
(3) PFAFF/SCHNEIDER 1980:405.
(4) TRANSF2RENQUETE-K0MMISSI0N 1981:62ff.

daß eine Umstellung
itragssysteme weder unter dem
iven und distributiven
1985; SOZIALBEIRAT 1981,
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Sicher ist, daß zum Ausgleich zyklischer Schwankungen eine Rücklagen-

bildung vorteilhaft ist, wenn man sich für Beitragsfinanzierung ent-

scheidet. Unabhängig von der Art der Finanzierung gibt es keine empi-

rischen Beweise, daß das Wachstum des Sozialprodukts von einem stei-

genden Versorgungsgrad negativ beeinflußt wird, daß also hohe soziale

Absicherung leistungshemmend und wettbewerbsgefährend wirkt. Interna-

tional vergleichende Untersuchungen weisen eher auf das Gegenteil

hin, nämlich auf eine positive Korrelation zwischen sozialer Siche-

rung und Wachstum (WILENSKY 1975). Untersuchungen für die USA schät-

zen den Wachstumsbeitrag wohlfahrtsstaatlicher Programme auf 4 % des

Sozialprodukts (HAVEMAN 1985:9, LAMPMAN 1984:144). Diese Untersuchun-

gen konzedieren allerdings auch Wohlfahrtsverluste von ca. 5 % (z.B.

bedingt durch Reduzierung des Arbeitsangebots, administrative Kosten

und ökonomische Effizienzverluste durch politisch erzwungene Umge-

wichtung von Güterprioritäten); der Saldo von - 1 % wird jedoch durch

eine hohe Wertschätzung der durch den Wohlfahrtsstaat erzielten

Umverteilung (soziale Gleichheit) mehr als ausgeglichen.

(b) Reflexive Wirkungen ("moral hazard")

Jede soziale Sicherung - auch die Arbeitslosenversicherung - hat

wiederum (meist verstärkende) Rückwirkungen auf die zu versichernden

sozialen Tatbestände. Erwerbstätige kündigen u.U. rascher und bleiben

vielleicht länger - als unbedingt notwendig - arbeitslos; Betriebe

neigen möglicherweise zu schnellerer Kündigung, weil sie sich von der

sozialen Verantwortung für die Arbeitslosen befreit fühlen. Dieser

"moral hazard"-Effekt scheint in beitragsfinanzierten Systemen gerin-

ger zu sein als in steuerfinanzierten Systemen, weil hier noch eine

quid-pro-quo-Beziehung herrscht, d.h., steigende Kosten wirken sich
2

rasch in steigenden Beiträgen aus.

Diese wichtige Frage soll hier nicht weiter vertieft werden, weil
dabei komplizierte Probleme auftreten. Wenn man nämlich annimmt,
daß mit stärkerem Wachstum auch größere soziale Risiken (z.B.
gesundheitlicher Verschleiß und Umweltverschmutzung) verbunden
sind, dann ist ein positiver Zusammenhang zwischen sozialer
Sicherung und Wachstum nicht mehr nur positiv zu bewerten.

So sicher ist dieser Zusammenhang allerdings nicht. Man könnte
auch umgekehrt argumentieren und vermuten, daß sich mit steigenden
Umlagebeiträgen die Meinung bei den einzelnen verstärkt, man müsse
aus dem teuren System nun auch für sich etwas herausholen, zumal

(Fortsetzung Fußnote)
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Im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Arbeitslosenversicherung auf

Arbeitslosigkeit und Beschäftigung sind z.B. die Simulationsrechnun-

gen von Clark und Summers interessant. Bezogen auf das Jahr 1978

kommen sie zu dem Ergebnis, daß bei einer Senkung der Lohnersatzlei-

stungen um 10 Prozent die amerikanische Arbeitslosenquote nur von 6

auf 5,92 %, und die Erwerbsquote lediglich von 59,4 % auf 59,38 %

gesunken wäre; bei völliger Beseitigung der Arbeitslosenversicherung

wäre die Arbeitslosenquote von 6 % auf 5,35 % und die Erwerbsquote

von 59,4 % auf 58,78 % gesunken. Arbeitslosenversicherung wirkt sich

also - über den Mechanismus des "moral hazard" - sowohl in einer

geringfügigen Steigerung der Arbeitslosigkeit als auch in einer Er-

höhung der Beschäftigung aus (CLARK/SUMMERS 1982:314).

Schenkt man diesen Ergebnissen Glauben, dann ist dem "moral hazard"-

Effekt zumindest in der Arbeitslosenversicherung keine große Bedeu-

tung beizumessen. Auch europäische Studien über den Zusammenhang zwi-

schen Arbeitslosenversicherung und Arbeitsmarktverhalten kommen zu

ähnlichen Ergebnissen (für die Bundesrepublik vgl. FRANZ 1982).

Die Schlußfolgerung, die daraus zu ziehen ist, erscheint klar: eine

marginale Senkung der Versicherungsleistungen - von der die Neoklas-

siker sich so viel erhoffen - hat so gut wie keinen Effekt auf

Arbeitslosigkeit und Beschäftigung, und eine erhebliche Kürzung der

Leistungen oder gar eine (sozialpolitisch völlig unakzeptable) Ab-

schaffung des Systems der Arbeitslosenversicherung würde zwar den

reflexiven, also den selbstverursachenden Teil der Arbeitslosigkeit

reduzieren, dieser Effekt steht jedoch in keinem Verhältnis zum Ver-

lust an sozialer Sicherung breiter Bevölkerungskreise. Darüber hinaus

sind die möglichen positiven Nebenwirkungen sozialer Sicherung

- Nachfragestabilisierung, Sicherheitsgefühl, Vertrauen in das

System, größere Mobilitätsbereitschaft - in dieses Kalkül noch gar

(Fortsetzung Fußnote von vorangegangener Seite)
wenn die Beitragsleistungen erzwungen werden und exit- oder
voice-Optionen kaum vorhanden sind. Eine sich selbst verstärkende,
kumulierende Spirale wäre die Folge, eine "Rationalitätenfalle"
(HERDER-DORNEICH 1982), aus der kaum herauszukommen ist. Steuer-
finanzierte Systeme wären aus dieser Sicht weniger bedenklich,
weil der Widerstand gegen Steuererhöhungen - bei denen man nicht
weiß, "was dabei für einen herausspringt" - größer ist und weil
gleichsam als Spiegelbild dazu Leistungskürzungen politisch
leichter durchgesetzt werden können.
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nicht einbezogen. Wenn z.B. ein Arbeitsloser aufgrund guter sozialer

Absicherung länger nach einem Arbeitsplatz sucht als bei schlechter

sozialer Sicherung, kann dies auch zu größerer Treffsicherheit und

damit zu positiven allokativen Effekten führen.

Dem "moral hazard"-Problem dürfte in der Arbeitslosenversicherung

- im Gegensatz vielleicht zur Krankenversicherung - auch deshalb

keine große Bedeutung beizumessen sein, weil mit der selbstverschul-

deten Arbeitslosigkeit (vor allem in Zeiten hoher und langandauernder

Arbeitslosigkeit) hohe Risiken der Wiedereingliederung neben oder

infolge von Qualifikationsverlust und sozialer Stigmatisierung ver-

bunden sind. Außerdem enthalten alle bekannten Arbeitslosenversiche-

rungssysteme wirksame und jüngst wiederholt verschärfte Sanktions-

mechanismen gegen mißbräuchliche Inanspruchnahme von Leistungen: Re-

gistrierpflichten, Sperrzeiten, Angebote "zumutbarer" Arbeitsplätze

oder arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen und Ausschluß aus dem Lei-

stungsbezug bei Ablehnung solcher Angebote.

(c) Distributive und redistributive Wirkungen

Der Wirkungsvergleich der Finanzierungssysteme hinsichtlich des Um-

fangs der Risikosicherung ist eindeutig: in beitragsfinanzierten

Systemen ist die Risikosicherung auf die Beitragszahler beschränkt

(mit entsprechenden Differenzierungen durch Anwartschaftszeiten oder

zeitlichen Beschränkungen des Leistungsbezugs), während steuerfinan-

zierte Systeme eine umfassendere, in der Regel wohl aber auch eine

niedrigere Risikosicherung gewährleisten. Beitragsfinanzierte Systeme

der sozialen Sicherung erhalten jedoch steuerähnlichen Charakter da-

durch, daß die versicherungsfähigen Personen in der Regel gesetzlich

zur Mitgliedschaft gezwungen werden, so daß sich diese Wirkungsunter-

schiede vermindern. Dennoch wird der gesetzliche Versichertenkreis

meist kleiner als die empirische Risikogruppe sein, so daß die ange-

sprochene Wirkungsdifferenz immer noch bedeutungsvoll bleibt.

Um die Beiträge generell möglichst gering zu halten und wenn Defizit-

probleme auftreten, tendieren Beitragssysteme zur Ausgrenzung solcher

Gruppen, die Leistungen ohne entsprechende Zahlung in Anspruch neh-

men, also zur Ausgrenzung "versicherungsfremder" Leistungen, weil
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sich dies plausibel begründen läßt und die Unterstützung der Bei-

tragszahler findet; Steuersysteme tendieren dagegen zur Reduzierung

des Leistungsniveaus, weil sich eine Ausgrenzung bedürftiger Perso-

nengruppen steuerpolitisch nicht legitimieren läßt. In anderen

Worten: Beitragssysteme zeigen in Krisenzeiten eher "Mengenreak-

tionen", Steuersysteme eher "Preisreaktionen". In einem internatio-

nalen Vergleich der unterschiedlichen Finanzierungssysteme der

Arbeitsmarktpolitik wird diese These empirisch bestätigt

(REISSERT/SCHMID 1985). Je mehr Beitragssysteme gesetzlich zur Einbe-

ziehung schlechter Risiken gezwungen werden, desto mehr müßten sie

also mit Elementen der Steuerfinanzierung gekoppelt werden, es sei

denn, ein gruppeninterner Ausgleich zwischen guten und schlechten

Risiken wird regulativ über Beitragsdifferenzierung herbeigeführt.

Theoretisch wird vielfach vermutet, daß steuerfinanzierte Systeme auf

der Leistungsseite größere Umverteilungseffekte bewirken als bei-

tragsfinanzierte Systeme, eine Vermutung, die auch durch die eben

erwähnten Unterschiede im Umfang der Risikosicherung plausibel er-

scheint. Die Umverteilungsproblematik ist jedoch vielschichtig und

wegen der ÜberwälZungsmöglichkeiten der Kosten - soweit sie von

Arbeitgebern finanziert werden - empirisch nur schwer zu lösen. Auf

der Finanzierungsseite wirken Beitragssysteme tendenziell regressiv

(Einkommensdisparitäten erhöhend), und zwar um so mehr, je niedriger

die Beitragsbemessungsgrenzen sind; steuerfinanzierte Systeme haben

einen tendenziell progressiven (einkommensnivellierenden) Effekt, und

zwar um so mehr, je stärker hohe Einkommensbezieher progressiv

besteuert werden.

Generell gilt, daß personelle Einkommensumverteilungen kaum zwischen

Beziehern hoher und niedriger Einkommen, sondern zwischen verschiede-

nen Generationen und - in unserem Zusammenhang relevanter - zwischen

von sozialen Tatbeständen Betroffenen und nicht davon Betroffenen

stattfinden (PFAFF/SCHNEIDER 1980). Da das Arbeitslosenrisiko von

Beziehern niedrigerer Einkommen höher ist als das von Beziehern

höherer Einkommen (BÜCHTEMANN 1985), ist - unter Berücksichtigung der

Ausgabenseite - im Bereich der kompensatorisehen Arbeitsmarktpolitik

sicherlich ein nicht unwesentlicher Umverteilungsprozeß zwischen

hohen und niedrigen Einkommen zu verzeichnen. Bei den Arbeitsförde-
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rungsmaßnahmen finden sich jedoch gegenläufige Tendenzen: einerseits

Konzentration der Maßnahmen auf Arbeitslose, andererseits Ausgrenzung

nicht-leistungsberechtigter Arbeitsloser von der Programmteilnahme

(BRUCHE/REISSERT 1985:166f.). Steuerfinanzierte Systeme stehen ent-

weder unter dem Druck von Leistungskürzungen oder, wenn dies poli-

tisch nicht mehr akzeptabel ist, unter dem Druck, den Arbeitslosen

sozialfürsorgerische Transfers zu zahlen oder Arbeit zu beschaffen

- in beiden Fällen steigert sich die Umverteilungswirkung zugunsten

der Bezieher niedriger Einkommen.

Zusammenfassend läßt sich festhalten: Beitrags- und steuerfinanzierte

Systeme haben zwar weitgehend gleiche ökonomische Voraussetzungen,

aber unterschiedliche finanzwirtschaftliche Bedeutung und Wirkungen.

Bei der Frage nach dem Finanzierungsmodus der Arbeitsmarktpolitik

müssen diese Unterschiede berücksichtigt und in systematische Bezie-

hung zu den Risikoursachen und zu den Funktionen der Arbeitsmarkt-

politik gebracht werden.

3. DIE NOTWENDIGKEIT EINER MISCHFINANZIERUNG DER

ARBEITSMARKTPOLITIK

Arbeitslosigkeit ist ein Risiko, das nur im begrenzten Maße versi-

cherbar ist. Selbst ein obligatorisches parafiskalisches Versiche-

rungsmonopol, wie die Bundesanstalt für Arbeit, kann bestimmte

Voraussetzungen, die an ein Versicherungssystem (und damit Beitrags-

system) zu stellen sind, nicht oder nur begrenzt erfüllen.

Von den neun Risikomerkmalen, die beispielsweise SCHÖNBÄCK

(1980:24-62) und MATZNER (1982:106-110) als Versicherungsprobleme

aufführen, sind vor allem folgende Charakteristika des Arbeitslosen-

risikos schwer mit einem konsistenten Beitragssystem zu vereinbaren

(vgl. die von den Autoren aufgeführten "Restriktionen" 2, 5, 7b und

8):

(1) Sowohl die Schadenshöhe (abhängig von der Dauer des Einkommens-
ausfans) als auch die Wahrscheinlichkeit des Risikofalles Arbeits-
losigkeit bei einem beliebigen unselbständig Erwerbstätigen ist für
potentielle Versicherer in einem solchen Ausmaß ungewiß, daß eine
ausreichende Versicherungsprämie nur schwer, wenn überhaupt, auf
statistisch vertretbare Weise kalkuliert werden kann. Dies deshalb,
weil das Eintreten der Arbeitslosigkeit kein zufälliges Ereignis im
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Sinne der Wahrscheinlichkeitstheorie ist: Zum einen sind Wirtschafts-
krisen nicht ausschließbar, die bisherige Erfahrungswerte überschrei-
ten, ohne daß Obergrenzen des Ausmaßes und der Dauer einer künftigen
Massenarbeitslosigkeit prognostiziert werden können. Solche Arten von
Unsicherheiten sind nicht durch kalkulierbare Wahrscheinlichkeiten zu
erfassen.

(2) Zum zweiten sind die Arbeitslosigkeits-Ereignisse (statistisch)
nicht voneinander unabhängig: dies infolge der Verflechtungen von
Unternehmen untereinander, durch Verflechtungen von Wirtschaft und
Staat, durch internationale Marktverflechtungen ("importierte" oder
"exportierte" Arbeitslosigkeit), durch Verflechtung der Sozialversi-
cherungssysteme, im bescheidenen Maße auch durch das oben erwähnte
"moral hazard" Problem und schließlich - in relevantem Maße - durch
die "Endogenisierung" der Arbeitslosigkeit, d.h. der Erhöhung des
individuellen Arbeitslosigkeits-Risikos mit zunehmender Zahl von
Arbeitslosigkeits-Erfahrungen, aber auch mit zunehmender Dauer der
Arbeitslosigkeit. Arbeitslosigkeit kann wie eine Infektion "übertra-
gen" werden; im Gegensatz zum Krankheitsfall macht aber eine indivi-
duell überstandene Arbeitslosigkeits-"Infektion" nicht immun, sondern
hinterläßt meist eine höhere Anfälligkeit.

(3) Schließlich sind die Risiken der Arbeitslosigkeit extrem ungleich
verteilt. Empirisch läßt sich deutlich eine Niedrig- und eine Hoch-
Risiko-Gruppe unterscheiden, wobei die Hoch-Risiko-Gruppe in sich
ebenfalls nicht zufallsverteilt ist (u.a. BÜCHTEMANN/BRA-
SCHE 1985:14 f., KARR 1983). Darüber hinaus fallen viele Risikofälle
aus den Maschen eines Versicherungssystems, wenn der Risikofall
früher eintritt als die geforderte Mindestprämie (Höhe oder Dauer
einer "Anwartschaft") geleistet werden kann. Regionale und sektorale
Ungleichgewichte der Risiken kommen noch erschwerend hinzu.

Die aufgeführten spezifischen Merkmale des Arbeitslosigkeits-Risikos

würden dann kein Problem bereiten, wenn die Versicherer (hier Regie-

rung und Bundesanstalt) in der Lage wären, eine solidarische Ein-

heitsprämie zu erheben, die das durchschnittliche Risiko aller Risi-

kogruppen in jeder Situation abdeckt, und wenn sie den rechnerischen

Ungewißheiten, die aus den Punkten 1 und 2 entspringen, durch ein

rigides Umlageverfahren (Einnahmen müssen immer den Ausgaben ent-

sprechen) entgegnen könnte. Die erste Bedingung läßt sich mit den

oben ausgeführten Prinzipien der Beitragsfinanzierung (insbesondere

des Äquivalenzprinzips bzw. -denkens) nur bis zu einem bestimmten

Maße erfüllen, und auch Bedingung 2 wäre ebenfalls nur bis zu einem

bestimmten Punkt der Arbeitslosigkeit sinnvoll, über den hinaus die

Regierung (via Geld- und Finanzpolitik) die Vonbeschäftigungsgaran-

tie übernehmen müßte.

Diese zweite Bedingung ist beispielsweise im Falle Österreichs
weitgehend gegeben.
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Die Grenzen einer solidarischen Einheitsprämie ergeben sich dadurch,

daß bei der Niedrig-Risiko-Gruppe mit wachsendem Widerstand zu rech-

nen ist, die zur Deckung des durchschnittlichen Risikos erforderliche

(umverteilungswirksame) höhere Prämie zu zahlen. Indikatoren dafür

sind u.a. die Forderungen nach Verschärfung von Anspruchsvorausset-

zungen und Zumutbarkeits-Regeln (d.h. Verschärfung der Mitglied-

schaftsbedingungen im "Club" der Beitragszahler). Im Hinblick auf die

zweite Bedingung lassen konjunkturpolitische Gesichtspunkte es nicht

ratsam erscheinen, die Beitragssätze beliebig steigen (und auch

fallen) zu lassen. Gesichtspunkte ökonomischer und sozialer Wohlfahrt

schließlich lassen ein Überschießen der Arbeitslosigkeit über be-

stimmte Grenzen als nicht sinnvoll erscheinen - auch wenn sie finan-

zierbar wäre; allerdings werden diese Maßstäbe normativ und politisch

gesetzt.

Neben den spezifischen Risiko-Merkmalen der Arbeitslosigkeit sind es

bereichsübergreifende Zielsetzungen der Arbeitsförderungsmaßnahmen

("aktive Arbeitsmarktpolitik"), die eine Mischfinanzierung und u.U.

eine Entkopplung der Finanzierung "aktiver" und "passiver" Arbeits-

marktpolitik als ratsam erscheinen lassen. Bei genauerer Betrachtung

zeigt es sich, daß die meisten Arbeitsförderungsmaßnahmen Auswirkun-

gen haben, die über die betroffenen beteiligten Personen, aber auch

über den Kreis der Beitragszahler hinausgehen. Deshalb sollten deren

Kosten auch nicht ausschließlich von der Solidargemeinschaft der Bei-

tragszahler, sondern auch vom breiten Kreis der Steuerzahler mitge-

tragen werden.

Neben ihrer konjunkturstabilisierenden Funktion haben beispielsweise

die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) auch sozialpolitische und

gemeinwirtschaftliche Funktionen: die Arbeitsfähigkeit von Arbeits-

losen soll erhalten werden, und die meisten mit ABM verbundenen pro-

duktiven Aktivitäten kommen der Allgemeinheit zugute. Maßnahmen der

beruflichen Rehabilitation dienen allgemeinen sozialpolitischen

Zielen und entlasten, wenn erfolgreich, andere Sozialversicherungs-

träger oder die Sozialhilfe. Berufsberatung Jugendlicher und Maßnah-

men zur Wiedereingliederung von Frauen in den Arbeitsmarkt gehen

ebenfalls über einen "versicherungsfähigen" Kreis von Beitragszahlern

hinaus. Fortbildung und Umschulung dienen nicht nur der individuellen
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Verbesserung der Arbeitsmarktchancen, sondern unterstützen auch den

laufend erforderlichen wirtschaftlichen Strukturwandel; "humanka-

pital bedingte" Steigerung der Produktivität kommt der gesamten Wirt-

schaft zugute.

Sowohl von der Struktur des Risikos der Arbeitslosigkeit her gesehen

(Kausalprinzip), als auch von der Zielsetzung der Arbeitsmarktpolitik

her betrachtet (Finalprinzip) ergibt sich also die Notwendigkeit

einer gemischten Form von Beitrags- und Steuerfinanzierung der

Arbeitsmarktpolitik. Die Frage ist nur, in welchem Verhältnis sie zu

stehen haben und welchen Regelbedingungen sie unterworfen werden

sollen.

Die jetzige Regelung des Bundeszuschusses, nämlich die bloße Defizit-

haftung, ist unbefriedigend. Hinter dieser Regelung steht allenfalls

die Vorstellung einer staatlichen Ausfallbürgschaft, aber keine dif-

ferenzierte funktionsanalytische Rationalität. Auch der Vorschlag von

Mertens, nach dem über eine bestimmte Schwelle der Arbeitslosigkeit

hinaus der Bund die Finanzierung der Arbeitslosigkeit übernehmen soll

(MERTENS 1981), ist sicherlich pragmatisch plausibel, er entbehrt

aber gleichfalls einer funktionsanalytischen Begründung: die Grenz-

ziehung von 500.000 Arbeitslosen - darüber hinaus soll der steuerfi-

nanzierte Bundeszuschuß in Kraft treten - erscheint völlig beliebig.

Im folgenden stelle ich die Grundzüge des Modells eines regelgebunde-

nen Bundeszuschusses vor, der von den oben entwickelten funktionsana-

lytischen Gesichtspunkten und den Konstruktionsmängeln des bisherigen
4

Systems ausgeht.

Der Vorschlag ist weder im einzelnen durchgearbeitet, noch in
. allen seinen Konsequenzen durchdacht. Er soll lediglich Denkanstoß
für eine auf jeden Fall weiterzuführende Diskussion sein. Ein
grundlegendes Prinzip des Modells ist jedoch das der Einfachheit
und Transparenz, das bei jeder Umgestaltung des bisherigen Finan-
zierungssystems zu beachten ist.
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4. DER REGELGEBUNDENE BUNDESZUSCHUSS AN DIE BUNDESANSTALT FÜR

ARBEIT

4.1 Ausgestaltung des Bundeszuschusses für Arbeitslosengeld und

Arbeitslosenhilfe

Nach dem hier zur Diskussion gestellten Modell ist der Bund ver-

pflichtet, für jeden registrierten Arbeitslosen einen Grundbetrag

zuzuschießen, um eine Mindestsicherung zu garantieren. Der Grundbe-

trag sollte mindestens dem Niveau der Sozialhilfe entsprechen. Dabei

wird davon ausgegangen, daß die Sozialhilfe-Regelsätze, etwa ent-

sprechend den Vorschlägen des Deutschen Vereins für öffentliche und

private Fürsorge, um 30 Prozent angehoben werden, da die derzeit

geltenden Sätze den Kosten- und Lebensstandardentwicklungen der

letzten Jahre nicht mehr entsprechen.

Die für Arbeitslose geltende Mindestsicherung könnte auch über dem

Sozialhilfesatz liegen, um individuell unterschiedliche Lebenslagen

zu berücksichtigen, beispielsweise Familienzuschläge oder Zuschläge

zur Deckung von Arbeits-Suchkosten. Registrierte Arbeitslose, die

nach den gesetzlichen Grundlagen noch keine Ansprüche auf Lohnersatz-

leistungen erworben haben, erhalten den Grundbetrag nach der üblichen

Bedürftigkeitsprüfung bei der Sozialhilfe.

Nach einer individuellen Dauer von mehr als 6 Monaten Arbeitslosig-

keit setzt ein weiterer progressiv ansteigender Staatszuschuß ein,

der nach 12 Monaten das Niveau der (Anschluß-)Arbeitslosenhilfe er-

reicht. Über den Staatszuschuß hinausgehende Lohnersatzleistungen

werden wie bisher und in der Regel bis maximal 12 Monate nach dem

Ausnahmen für bestimmte Arbeitnehmergruppen, beispielsweise für
ältere und langjährige Beitragszahler, sind auch mit diesem Modell
vereinbar. Vergleiche die seit 1985 geltende Regelung des Arbeits-
förderungsgesetzes, wonach Arbeitslose im Alter von 50 Jahren und
älter in Abhängigkeit von der Länge der vorangegangenen Beitrags-
zeit Arbeitslosengeld bis zu 1 1/2 Jahren beziehen können, sowie
die Erweiterung dieser Ausnahme durch die 7. ÄFG-Novelle ab 1986.

Offensichtlich wird jedoch auch hier das Äquivalenzprinzip ver-
letzt, weil nicht nur ältere Arbeitslose entsprechend lange Bei-
tragszeiten aufweisen. Darum entspräche es der Logik des neuen
Modells, daß bei solchen Ausnahmen ein Bundeszuschuß entsprechend

(Fortsetzung Fußnote)
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Versicherungs- bzw. Äquivalenzprinzip geleistet.

Individuelle Arbeitslosigkeit von mehr als einem Jahr wird - wie

bisher - als nicht mehr versicherbar betrachtet, d.h. die in der

Regel nach spätestens einem Jahr einsetzende Arbeitslosenhilfe wird

voll aus dem Bundeshaushalt finanziert.

Die Höhe des Grundbetrages (Mindestsicherung) wird von der Bundesre-

gierung oder vom Parlament festgelegt. Beitragshöhe und Lohnersatz-

leistungen werden jedoch von den Selbstverwaltungsorganen der Bundes-

anstalt entschieden, und die Beiträge werden wie bisher anteilig von

sozialvers'

geleistet.
Sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmern und Arbeitgebern

Bei auftretenden Defiziten der Bundesanstalt gewährt der Bund kurz-

fristige Kredite, die dann durch Beitragserhöhungen, gezielte Lei-

stungskürzungen oder Rücklagenauflösung zu tilgen sind.

In der nachfolgenden Übersicht sind die Auswirkungen des regelgebun-

denen Bundeszuschusses auf die Finanzierung der Lohnersatzleistungen

schematisch an zwei Beispielen dargestellt (Übersicht 4).

Im Falle des arbeitslosen verheirateten Facharbeiters würde sich

materiell nichts ändern. Er bekäme die gleichen Lohnersatzleistungen

wie bisher, nur die Finanzierung würde sich verändern: der Bund (bzw.

der Steuerzahler) müßte schon in den ersten 6 Monaten der Arbeitslo-

sigkeit einen Teil der Finanzierung in Höhe des Grundbetrages

übernehmen.

(Fortsetzung Fußnote von vorangegangener Seite)
der Höhe der Anschluß-Arbeitslosenhilfe bezahlt würde, denn mit
derartigen Maßnahmen werden eindeutig sozialpolitische Akzente
gesetzt. Eine entsprechende Entlastung der Beitragssätze hat
arbeitsmarktpolitisch positive Effekte: Entlastung der Unternehmen
von Lohnnebenkosten und Erhöhung der Reallöhne (und entsprechend
der Kaufkraft) für die Erwerbstätigen.

Das leidige Problem, ob Beamte oder Selbständige zu einem Ar-
beitsmarktbeitrag heranzuziehen sind oder nicht, verliert bei
diesem Modell seine Schärfe. Generell würden Beamte oder Selb-
ständige wie bisher keine Beiträge bezahlen; mit dem erhöhten
Anteil der steuerlichen Finanzierung wären sie nun aber auch
stärker indirekt an der Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik
beteiligt.
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Übersicht 4: Auswirkungen des regelgebundenen Bundeszuschusses

auf die Finanzierung der Lohnersatzleistungen

Fall 1: Arbeitsloser verheirateter Facharbeiter, 2 Kinder,
Frau nicht erwerbstätig

Netto-
E inkommen

neues Modell altes Modell

68

58 X

mind.
Sozial-
hilfe-
niveau

Alo-Geld

Lohnersatz-
lei stung

I

i
i

Grundbetrag
i

Alo-Hilfe

Progressionsbetrag

Grundbetrag

58 X

58 X

Alo-Geld

A l o - H i l f e

24 12 Monate

Fa l l 2:

6 12 Monate
Dauer der A r b e i t s l o s i g k e i t

Arbeitslose alleinstehende Frau, bisher nicht oder nur kurzzeitig oder
schon seit längerer Zeit nicht mehr erwerbstätig; arbeitsloser Jugend-
licher ohne bisherige Beitragsleistungen

Potentielles neues Modell altes Modell
Net to -

e i n -

kommen

24

mind.

Soz ia l -

h i l f e -
nmrnmmn
Grundbetrag
(bei Bedürftigkeit)

Grundbetrag Sozialhilfe
(bei Bedürftig

Sozialhilfe
ceit)

tttttttttf
Dauer der Arbeits- 12
losigkeit

24Monate

Finanzierung durch Beiträge

12 Monate 24

Finanzierung durch
Steuern (Bund)

Finanzierung durch Steuern (Gemeinden
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Mit Beginn des 7. Monats würde der Bundeszuschuß progressiv steigen,

und mit Beginn des 13. Monats der Arbeitslosigkeit würde die einer

Bedürftigkeitsprüfung unterliegende Arbeitslosenhilfe wie bisher

vollständig aus Steuermitteln finanziert werden. Der

Lohnersatzcharakter dieser "Anschluß-Arbeitslosenhilfe" ist beizube-

halten, solange die Arbeitslosen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung

stehen.

Im Falle der arbeitslosen alleinstehenden Frau oder des arbeitslosen

Jugendlichen, die nach den gesetzlichen Regelungen noch keine Lei-

stungsansprüche erworben haben, würde sich folgendes ändern: beide

Personen erhielten - bei Arbeitswilligkeit (Registrationspflicht) und

Bedürftigkeit - das durch den Bundeszuschuß garantierte Mindestein-

kommen (Grundbetrag), das - bei entsprechender Ausgestaltung - leicht

über der sonst zu erzielenden Sozialhilfe liegen könnte, jedoch nicht

darunter liegen sollte. Ansonsten ändern sich nur die Finanzierungs-

lasten und die administrative Verantwortung: die Sozial hilfeträger

(und damit die Gemeindebudgets) werden finanziell und administrativ

entlastet. Damit ergeben sich eindeutige Zuständigkeiten zwischen

Arbeitsverwaltung und Sozialhilfeverwaltung und entsprechend auch

eine Vereinfachung für den arbeitslosen Bürger.

4.2 Ausgestaltung des Bundeszuschusses für Arbeitsförderungsmaß-

nahmen

Alle Arbeitsförderungsmaßnahmen, deren Leistungen den Charakter eines

Lohnersatzes haben, werden wie das Arbeitslosengeld durch den Grund-

betrag bezuschußt. Das gilt für Unterhaltsgelder bei Fortbildungs-

In diesem Punkt ist der Arbeitsverwaltung zuzustimmen, die - in
Reaktion auf Forderungen einer Entkopplung von Arbeitslosenhilfe
und Löhnen - auf dem Lohnersatzcharakter der Arbeitslosenhilfe
insistiert. Sie bleibt jedoch eine Begründung schuldig, warum eine
Lohnersatzleistung erst mit dem 2. Jahr der Arbeitslosigkeit voll-
ständig aus Steuermitteln zu finanzieren ist und bis zu einem Jahr
voll ständig aus Beitragsmitteln. Das Hin-und-Her der Finanzierung
der Anschluß-Arbeitslosenhilfe (bis 1966 aus Bundesmitteln, dann
bis 1981 aus Beitragsmitteln und ab 1981 wieder aus Bundesmitteln)
widerspiegelt die Unsicherheit und den fiskalischen Opportunismus
in dieser Frage.
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und Umschulungsmaßnahmen, für Lohnkostensubventionen, für Kurzarbei-

tergeld, für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und für die Unterhaltsgel-

der bei beruflicher Rehabilitation.

Alle anderen Leistungen werden durch die Beiträge an die Bundesan-

stalt finanziert: Arbeitsvermittlung, Arbeits- und Berufsberatung,

Mobilitätshilfen, Kostenerstattung von Lehrgangsgebühren. Da jedoch

auch diese Funktionen den Charakter eines "öffentlichen Gutes" haben,

erscheint es sinnvoll, die Verwaltungskosten der Bundesanstalt durch

Steuermittel zu decken. Wintergeld und Konkursausfallgeld werden wie

bisher über ein Umlagesystem finanziert. Beim Schlechtwettergeld

bietet sich an, ein zum Wintergeld analoges Umlageverfahren zu

wählen, da es eine sektoral beschränkte Leistung ist.

4.3 Begründung eines regelgebundenen Bundeszuschusses zur

Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik

Das oben vorgeschlagene Finanzierungsmodell soll abschließend noch

einmal in Beziehung zu den Konstruktionsproblemen des bisherigen

Finanzierungssystems und zur Funktionslogik von Steuer- und Beitrags-

finanzierung gesetzt werden.

(1) Für alle registrierten Arbeitslosen - unabhängig ob und wie lange

sie Beitragszahler waren - ist eine Mindestsicherung gewährleistet.

Die Grundidee einer bedarfsorientierten Sockelung des Arbeitslosen-

versicherungssystems besteht darin, die Probleme dort aufzugreifen,

wo sie entstehen, statt sie auf einem "Verschiebebahnhof" zwischen

Bundeshaushalt, Sozialversicherungsträgern und Kommunen hin und her

zu schieben. Probleme der Grundsicherung bei Arbeitslosen gehören in

den Bereich der Arbeitsverwaltung. Ihre Finanzierung muß jedoch aus

Steuermitteln erfolgen, da vor allem solche Personen Probleme der

Mindestsicherung haben, deren Arbeitslosenrisiko schlecht versicher-

bar ist; sie fallen tendenziell aus beitragsorientierten Finanzie-

rungssystemen heraus.

(2) Mit diesem Vorschlag wird die Grundsicherung - etwa gegenüber

Vorschlägen einer pauschalen, erwerbsunabhängigen Grundsicherung -

stärker in die "erwerbszentrierte soziale Sicherung" integriert. Die
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historische Spaltung von "Armenpolitik" und "Arbeiterpolitik" wird

aufgehoben. Um fiktiven Registrierungsfallen vorzubeugen, ist eine

Überprüfung der Arbeitsbereitschaft einzubauen, so schwer diese im

Einzelfall auch sein mag. Der Begründungszwang läge jedoch bei der

Arbeitsverwaltung, die konkrete Angebote (Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men, Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung, Vermittlungsangebote)

zur Prüfung der Arbeitsbereitschaft vorzulegen hat. Bei Personen ohne

Vorversicherungszeit dient darüber hinaus die Bedürftigkeitsprüfung

als Vorbeugung gegen mißbräuchliche Inanspruchnahme der Mindestsiche-

rung. Der im Zusammenhang mit der Mindestsicherung immer wieder vor-

gebrachten Befürchtung, daß z.B. "Luxus-Ehefrauen" mit der Mindest-

sicherung bei Arbeitslosigkeit ein billiger (und sogar steuerfreier) •

Nebenverdienst geboten werde, ist damit ein Riegel vorgeschoben.

(3) Durch den staatlich finanzierten Grundbetrag zur Mindestsicherung

wird der Bund direkt in die beschäftigungspolitische Verantwortung

genommen: mit jedem zusätzlichen Arbeitslosen wird der Staatshaushalt

entsprechend zusätzlich belastet, eine Abwälzung der Kosten der

Arbeitslosigkeit auf die Sozialhilfe, die prozyklisch das Investi-
er

tionspotential der Gemeindehaushalte einschränkt, ist nicht möglich.

Hinter dem Vorschlag einer steuerfinanzierten Grundsicherung der

Arbeitslosigkeit steht auch der Gedanke, daß die in einer dynamischen

Volkswirtschaft laufend erforderliche Mobilität ein öffentliches Gut

darstellt, deren Kosten auch von der Allgemeinheit mitzutragen sind.

(4) Durch den - nach einem halben Jahr - mit der individuellen Dauer

der Arbeitslosigkeit progressiv steigenden Bundeszuschuß soll gewähr-

leistet werden, daß der Bund einem fiskalischen Druck ausgesetzt

wird, alle ihm zur Verfügung stehenden finanzpolitischen Mittel ein-

zusetzen, um einer Massenarbeitslosigkeit, zumindest einer Konzentra-

tion der Arbeitslosigkeit auf relativ "wenige" Dauer-Arbeitslose ent-

o
Das Argument, die Belastung der Gemeinden durch die von Arbeits-
losigkeit induzierte gestiegene Sozialhilfe sei angesichts des
Gesamthaushaltes der Gemeinden verschwindend gering, berück-
sichtigt nicht die marginale Kostenbelastung und auch nicht die
regional ganz unterschiedliche Betroffenheit der Gemeinden durch
Arbeitslosigkeit. Bei dem hohen Anteil der Fixkosten am kommunalen
Haushalt (Personalkosten, Unterhaltskosten für Bauten und Anlagen)
können zusätzliche Sozialhilfeleistungen den Investitionshaushalt
- den größten diskretionär beeinflußbaren Ausgabenposten der
Gemeinden - durchaus erheblich tangieren.
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gegenzuwirken. Den mit einer langfristigen Arbeitslosigkeit verbunde-

nen finanziellen und psychologischen Belastungen muß durch eine ge-

eignete Finanzierungsstruktur der Arbeitsmarktpolitik vorgebeugt

werden.

(5) Die über den Grundbetrag hinausgehende soziale Sicherung der

Arbeitslosen wird - vom progressiven Bundeszuschuß abgesehen - wie

bisher über Beiträge finanziert und somit nach dem Äquivalenzprinzip

gestaltet. Damit sollen der erreichte soziale Status und ein kontinu-

ierliches Einkommen gesichert werden, und es soll verhindert werden,

daß - infolge des höheren steuerfinanzierten Anteils - individuelle

Leistungsansprüche kurzfristigen fiskalischen Gesichtspunkten unter-

liegen. Mit der Beitrags- und Leistungshoheit der Bundesanstalt für

Arbeit sollen die Tarifpartner, die in der Selbstverwaltung eine maß-

gebliche Rolle spielen, an ihre beschäftigungspolitische Verantwor-

tung erinnert, werden.

(6) Der rege!gebundene und steuerfinanzierte Grundbetrag verhindert

zwar nicht die rasche Erschöpfung der Reserven des Beitragsfonds bei

plötzlichen konjunkturellen Einbrüchen und entsprechend schnell stei-

genden Arbeitslosenzahlen, der progressive Bundeszuschuß bei steigen-

der Dauer der Arbeitslosigkeit wirkt sich jedoch als bremsender

Puffer aus. Die Gefahr des "Crowding out" der "aktiven" Arbeitsmarkt-

politik infolge der Vordringlichkeit von Arbeitslosengeldzahlungen

wird somit geringer als beim bisherigen System. Darüber hinaus hat

der Bund nun jedes Interesse, Arbeitsförderungsmaßnahmen vor der Sub-

vention längerfristiger Arbeitslosigkeit zu präferieren und in der

Praxis der Arbeitsverwaltung durchzusetzen. Dennoch wird die Gefahr

der Verdrängung "aktiver" durch "passive" Arbeitsmarktpolitik noch

nicht gebannt sein, solange Arbeitslosengeld und Arbeitsförderungs-

maßnahmen aus demselben Fonds finanziert werden und mit starken Kon-

junkturschwankungen zu rechnen ist.

Eine Lösung dieses Problems könnte auf zwei Wegen gesucht werden:

eine Verpflichtung der Bundesanstalt zum Aufbau ausreichender Reser-

ven in arbeitsmarktpolitisch günstigen Zeiten und eine Teilung des

Beitrages in einen Arbeitslosenversicherungsbeitrag (AV-Beitrag) und

in einen Arbeitsförderungsbeitrag (AF-Beitrag). Die Beitrags-Teilung
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müßte noch mit der Regelung versehen werden, daß Beiträge aus dem

AV-Fonds in den AF-Fonds übertragbar sind, aber nicht umgekehrt.

Defizite des AV-Fonds können dann nicht durch eine arbeitsmarktpoli-

tisch unerwünschte Reduzierung der Leistungen aus dem AF-Fonds finan-

ziert werden; umgekehrt könnten gegebenenfalls Defizite des AF-Fonds

aus Mitteln des AV-Fonds finanziert werden, was der Logik der Substi-

tution von Arbeitslosigkeit durch produktive Arbeitsförderungsmaß-

nahmen entspricht.

(7) Mit dem regelgebundenen Bundeszuschuß an die Bundesanstalt soll

auch verhindert werden, daß gerade die bedürftigsten Gruppen unter

den Arbeitslosen infolge der strikten Anwendung des "Äquivalenzprin-

zips" von der Teilnahmeberechtigung an Arbeitsförderungsmaßnahmen

ausgeschlossen werden. Teilnahmeberechtigt wären alle registrierten

Arbeitslosen, sofern sie bereit sind, zumutbare Arbeitsangebote oder

Förderungsmaßnahmen - zumindest so wichtige Basisförderungen wie

Fortbildung, Umschulung und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen - zu akzep-

tieren. Mit dem Steuerzuschuß wäre auch die gezielte Begünstigung von

Problemregionen besser legitimierbar als mit einem reinen Beitrags-

system.

(8) Grundsätzlich sind alle Folgekosten der Arbeitslosigkeit für

andere soziale Sicherungsträger vom Arbeitsmarktbudget der Bundesan-

stalt zu tragen, um diese von unkalkulierbaren Schwankungen der

Arbeitsmarktentwicklung unabhängig zu machen. Das gilt insbesondere

für die Rentenversicherung: die Bundesanstalt für Arbeit muß die

RV-Beiträge wieder vollständig übernehmen. Ein regelgebundener Bun-

deszuschuß zur Bundesanstalt für Arbeit ist ein geeignetes Mittel, um

die in der Vergangenheit beobachtete "Verschiebepolitik" zwischen

Arbeitslosen- und Rentenversicherung zu verhindern. Insoweit es über

das neue Finanzierungsmodell gelingt, langandauernde Massenarbeits-

losigkeit zu verhindern, ist auch ein Teil der Probleme der Renten-

finanzierung gelöst.
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5. SCHLUSSBEMERKUNGEN

Am Schluß stellt sich natürlich die Frage der Finanzierung. Auch ohne

rechnerische Kalkulation wird deutlich geworden sein, daß die Bela-

stung des Bundes durch den hier vorgeschlagenen regelgebundenen Zu-

schuß höher ist als bei dem jetzigen Finanzierungssystem.

Dem steht jedoch eine Entlastung der Beitragszahler gegenüber, also

der Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten und der Unternehmen.

Darüber hinaus werden die Gemeinden von Sozial hilfe-Ausgaben ent-

lastet. Beide Entlastungen wirken in arbeitsmarktpolitisch gewünsch-

ter Richtung: Die Entlastung der Beschäftigten von Abgaben senkt zu-

mindest bei den niederen und mittleren Einkommen den Zwang zur Mehr-

arbeit und erhöht ihre Kaufkraft; die Entlastung der Unternehmen von

Lohnnebenkosten erhöht die Bereitschaft zur Einstellung zusätzlicher

Arbeitskräfte, die Entlastung der Gemeinden (vor allem der von der

Beschäftigungskrise stark belasteten Gemeinden) bremst prozyklisches

Verhalten und begünstigt eine stetige Politik der wichtigsten öffent-

lichen Investitionsträger.

Wie ist der zusätzliche Finanzierungsbedarf des Bundes zu decken?

Hier ist an eine Kombination der Änderung direkter Steuertarife und

indirekter Steuern zu denken. Hebt man beispielsweise die Vorteile in

der steuerlichen Begünstigung der kinderlosen Ehe auf, wie sie im

"F.hegatten-Splitting" gegeben sind, könnten im oberen Einkommesbe-

reich bis zu 10 Milliarden DM zusätzlich eingenommen werden. Dies

gilt vor allem für die kinderlose Doppelverdiener-Ehe (ARBEITSGRUPPE

"Armut und Unterversorgung" 1985). Die Verwendung eines Teils dieser

Mehreinnahmen für eine erwerbsbezogene Grundsicherung oder für

arbeitsmarktpolitische Maßnahmen läßt sich sozialpolitisch rechtfer-

tigen, da diesen Steuervorteilen keine gesellschaftspolitischen Lei-

stungen gegenüberstehen.

Eine weitere Möglichkeit zur Deckung des zusätzlichen Finanzierungs-

bedarfs besteht in der Erhöhung der Mehrwertsteuer, also der Konsum-

steuer. Die mögliche regressive Wirkung einer Mehrwertsteuer-Erhöhung

(also niedrigere Einkommensbezieher stärker als höhere Einkommensbe-

zieher belastend) könnte dadurch vermieden werden, daß höhere Steuer-
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Sätze für Luxusgüter und energie- sowie umweltbelastende Güter (bei-

spielsweise eine Mineralölsteuer-Erhöhung) erhoben werden. Das täte

auch der Umwelt gut und würde einige, vor allem gegenüber der Dritten

Welt, unverantwortliche Konsumpräferenzen wieder zurechtrücken.

Im übrigen wird gesamtwirtschaftlich betrachtet der Finanzierungsbe-

darf nicht höher, sondern eher niedriger sein, wenn sich die mit

diesem Modell verbundene Hoffnung auf positive Anreizwirkungen reali-

siert, d.h., wenn die Finanzströme von massenhaften unproduktiven

Lohnersatzleistungen in produktive Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-

politik, d.h. zur Stimulierung privater und öffentlicher Investi-

tionen umgelenkt werden.

Der entscheidende Nachteil dieses Modell Vorschlags ist unverkennbar:

seine Realisierung setzt eine grundgesetzkonforme ordnungspolitische

Reform voraus, für die vor allem zwei Bedingungen erfüllt sein müs-

sen. Als erste Bedingung muß die Logik des Modells für die Hauptbe-

teiligten in Politik und Wirtschaft rational einsehbar sein. Dies

setzt weitere Präzisierungen und "Sensitivitätstests" durch Modell-

rechnungen und zahlreiche Diskussionen voraus. Dabei wären auch
g

Variationen des Modells zu testen.

Die zweite Bedingung ist noch schwieriger zu erfüllen: institutionel-

le Basisreformen setzen aufwendige politische Konsensprozesse voraus

und - last but not least - einen machtfähigen politischen Willen,

g
Denkbar wäre, den regelgebundenen Bundeszuschuß an die Arbeits-
losenversicherung nur für die Mindestsicherung der Arbeitslosen
vorzusehen. Die Anschluß-Arbeitslosenhilfe müßte dabei zum Teil
wieder von den Beitragszahlern finanziert werden. Bei dieser
Modellvariante würde die beschäftigungspolitische Verantwortung
stärker auf die Tarifpartner verschoben, die in ihren Verhand-
lungen über Beitragshöhe und Lohnersatzleistungen die jeweilige
Arbeitsmarktsituation stärker berücksichtigen müßten. Ergebnis
wären wahrscheinlich über die Zeit variierende und degressive
Lohnersatzleistungen.
Eine weitere Überlegung wäre, auf den gesplitteten Beitrag zu
verzichten und pauschal ein Drittel aller Kosten der Arbeits-
marktpolitik über den Bundeshaushalt zu finanzieren. Die Beiträge
an die Bundesanstalt für Arbeit erhielten dabei insgesamt einen
Umlagecharakter: zwei Drittel aller Kosten wären grundsätzlich von
den Beitragszahlern aufzubringen. Einer eingehenden Erörterung
bedarf auch noch das Verhältnis beider Fonds zueinander, wenn man
den gesplitteten Beitragssatz aufrechterhält.
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einen sich abzeichnenden Mehrheitskonsens auch politisch durchzu-

setzen. Dies ist nicht Sache der Wissenschaft. Wenn aber die Zeit

dafür "reif" ist, bedarf es vorher reiflich durchdachter Pläne.
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